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Neue Pfändungsfreigrenzen 
Ab dem 1. Juli 2025 verbleibt Schuldnerinnen und Schuldnern mit regelmäßigem Einkommen ein Plus in 
ihrer Haushaltskasse: Die Pfändungsfreigrenzen werden um 4 Prozent erhöht. Vor diesem Datum lag die 
Pfändungsfreigrenze bei 1.499,99 Euro monatlich (Nettolohn) pro Person; bis zu diesem Betrag war das 
Arbeitseinkommen unpfändbar. Zum 1. Juli 2025 steigt sie auf einen unpfändbaren Betrag in Höhe von 
1.559,99 Euro Nettolohn). Dieser gilt allerdings für Schuldnerinnen und Schuldner ohne Unterhaltspflichten. 
Wie hoch die persönliche Pfändungsfreigrenze ist, wird unter der Servicenummer 0800 480 80 der 
Deutschen Rentenversicherung mitgeteilt. 
Hinweis: Generell ist eine Rente pfändbar, da sie nach geltendem Recht wie ein Arbeitseinkommen 
behandelt wird. Gepfändet werden kann der Teil einer Rente, der über der Pfändungsgrenze liegt. Dieser 
ergibt sich aus der Tabelle zur Zivilprozessordnung und gewährleistet, dass Betroffene auch bei einer 
Pfändung über ein Existenzminimum verfügen und Unterhaltsverpflichtungen nachkommen können. Geprüft 
und festgelegt wird die Höhe des pfändbaren Betrags durch den Rentenversicherungsträger, der die Rente 
auszahlt. 
Wichtig: Das angesparte Kapital eines Riester-Vertrags ist nicht pfändbar, so die allgemeine Meinung. Das 
trifft aber nur unter bestimmten Bedingungen laut Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine (BVL) zu. Er beruft 
sich auf das Urteil des Bundesgerichtshofs vom November 2017 Az. IX ZR 21/17. Die Voraussetzung für 
eine Pfändungsschutz ist, dass sowohl förderfähige Beiträge geleistet wurden als auch ein entsprechender 
Zulagenvertrag für diese Beiträge gestellt worden ist. Ohne einen solchen Antrag sei das Riester-Vermögen 
nicht vor einer Pfändung geschützt. Der BVL empfiehlt einen Dauerzulagenvertrag zu stellen, damit eine 
jährliche Antragstellung entfällt. Riester-Anbieter liefern das Formular mit Rücksendehinweis. Mitzuteilen ist 
aber, wenn sich an der Lebenssituation etwas ändert (Geburt eines Kindes, Gehaltsveränderung).  
Auch wichtig: Wurde mehr geriestert als förderfähig ist, ist der übersteigende Teil nicht vor einer Pfändung 
geschützt und wird ein Riester-Vertrag gekündigt, verliert das ausbezahlte Kapital seine Förderung und kann 
auch gepfändet werden. 
Quellen: Deutsche Rentenversicherung, Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine 
 

Steuererklärung 
(gekürzte Übersicht) Grundsatz: Durch die einmalige Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet man sich nicht 
weiterhin eine einzureichen. Darauf weist der Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine (BVL) hin.  
Aber verpflichtend ist die Abgabe einer Steuererklärung für alle jene Menschen 
-die Einkünfte von mehr als 410 Euro erhalten haben, von denen noch keine Steuer abgezogen wurde, 
-die Lohnersatzleistungen von mehr als 410 Euro bezogen haben, 
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-die mehrere Arbeitgeber hatten und beim Zweitjob keine Pauschalversteuerung als Minijob oder kurzfristige 
Beschäftigung vorgenommen wurde, 
-die Kranken- oder Pflegeversicherungsbeiträge von mehr als 410 Euro erstattet bekommen haben, 
-die mit ihrem Ehegatten die Lohnsteuerklassenkombination 3 und 5 oder 4 mit Faktor gewählt haben, 
-die beim Finanzamt vorab Freibeträge beantragt haben, 
-die bei ihren Banken zu hohe Freistellungsaufträge für Kapitaleinkünfte beantragt haben oder  
-die besonderen Lohn etwa 13. und 14. Monatsgehälter, Entschädigungen, besondere Gratifikationen, 
Tantieme, Jubiläumszuwendungen oder Urlaubsgelder bekommen haben und der Gesamtbetrag der 
Einkünfte den jeweiligen Grundfreibetrag übersteigt (2024: 11.784 Euro, 2025: 12.096 Euro. 
Liegt keiner der gesetzlichen Gründe für die Abgabe vor, muss auch keine Steuererklärung eingereicht 
werden.  
Die freiwillige Abgabe kann sich aber trotzdem lohnen, und zwar zum Beispiel für Jahre in denen hohe 
Werbungskosten, etwa aufgrund von weiten Wegen zur Arbeit, doppelter Haushaltsführung, beruflich 
bedingte Umzüge, Dienstreisen, Weiterbildungen, Anschaffungen von Arbeitsmitteln auf eigene Kosten, 
Arbeit von zu Hause aus oder Bewerbungskosten, angefallen sind, 
-der Monatslohn schwankt, 
-hohe Sonderausgaben, etwa großzügige Spenden, vorlagen oder 
-außergewöhnliche Belastungen durch Krankheit angefallen sind. 
Für die freiwillige Abgabe einer Steuererklärung haben Steuerzahlende vier Jahre rückwirkend Zeit. Bis zum 
31. Dezember 2025 muss spätestens die Steuererklärung für 2021 beim Finanzamt eingegangen sein oder 
die Chance ist vertan. 
Erinnert das Finanzamt im Jahr nach der freiwilligen Abgabe erneut an die Einreichung einer 
Steuererklärung, reicht es dem BVL zufolge die Behörde darauf hinzuweisen, dass keine gesetzliche 
Verpflichtung zur Abgabe besteht. In Ausnahmefällen kann das Finanzamt zur Abgabe auffordern, das 
kommt dann einer Verpflichtung nach. Laut BVL tut die Behörde das aber nur, wenn sie eine Verpflichtung 
vermutet oder darum weiß. 
Quellen: Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine, Finanzbehörde 
 

Kostenfreie Unterlagen bei der DRV beantragen 
Über die Online-Services der Deutsche Rentenversicherung (DRV) können verschiedene Produkte für 
Versicherte sowie Rentnerinnen und Rentner schnell und unkompliziert beantragt werden, kostenfrei und 
ganz ohne Gebühren. Unter anderem erhalten Interessierte die Rentenauskunft, Renteninformation, den 
Versicherungsnummernnachweis, eine Rentenbezugsmitteilung oder auch andere wichtige Informationen. 
Die Deutsche Rentenversicherung weist wiederholt auf die kostenfreie Herausgabe von Informationen hin, 
weil Dienstleister dieses mit damit verbundenen Gebühren ebenfalls machen, legal, solange sie klarstellen, 
dass sie keine Behörde, sondern private Anbieter sind. 
Hinweis: Seit Anfang 2025 sind Altersvorsorgeeinrichtungen, die eine jährliche Standmitteilung ausstellen, 
zur Anbindung an das Portal www.rentenuebersicht.de verpflichtet. Beschlossen wurde die Einrichtung des 
Portals mit dem Rentenübersichtsgesetz vom 11. Februar 2021. Ziel des Gesetzes ist die Transparenz und 
Klarheit bezüglich der individuellen Absicherung aus allen drei Säulen der Alterssicherung zu schaffen. 
Betreut und verwaltet wird es durch die Zentrale Stelle für die digitale Rentenübersicht (ZfDR), die unter dem 
Dach der DRV-Bund geführt wird. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Aufwandsentschädigung kann steuerfrei sein 
Bei der Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit kommt es vor, dass Fahrt-, Verpflegungs- oder 
Kommunikationskosten aus eigener Tasche beglichen werden. Steuerlich geltend können diese in der Regel 
nicht gemacht werden. Als Werbungskosten hingegen können regelmäßig nur jene Ausgaben abgesetzt 
werden, die in einem steuerlich relevanten Zusammenhang, einer bezahlten Tätigkeit, stehen. Reine 
Aufwendungen für freiwillige, unentgeltliche Vereinsarbeit sind grundsätzlich privat veranlasst und daher 
nicht abzugsfähig, laut Bund der Steuerzahler (BdST). 
Was aber geht: Vereine können entsprechende Auslagen steuerfrei erstatten und für z. B. entstandene 
Fahrtkosten aufkommen. Und ebenfalls möglich ist, dass der Verein eine Aufwandsentschädigung für den 
Einsatz der Freiwilligen zahlt. Diese bleibt steuerfrei, wenn sie im Rahmen der Ehrenamtspauschale von bis 
zu 840 Euro pro Jahr oder der Übungsleiterpauschale von bis zu 3.000 Euro pro Jahr je nach Art der 
Tätigkeit liegt. 
Wem eine solche Aufwandsentschädigung oder die Erstattung von Auslagen zusteht und das in einem 
entsprechenden Vertrag festgehalten wurde, kann mit einem Verzicht Steuern sparen. In diesem Fall kann 
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der Verein eine Spendenbescheinigung über den jeweiligen Betrag ausstellen. Dieser Betrag ist dann von 
ehrenamtlich Tätigen in die Anlage „Sonderausgaben“ der Steuererklärung einzutragen. 
Quellen: Bund der Steuerzahler, Ihre Vorsorge 
 
 

Finanzamt/Säumniszuschläge 
Urteil: Bundesfinanzhof v. 21. März 2025 (Az.: X B 21/25) 
(gekürzt) Fristgerecht Steuer zu zahlen, lohnt sich. Säumniszuschlägen geht man dadurch aus dem Wege. 
Die Zuschläge belaufen sich auf 1 Prozent pro angefangenen Monat, das sind immerhin 12 Prozent für ein 
Jahr. Diese Regelung dient sowohl als Druckmittel zur pünktlichen Zahlung als auch als Ausgleich für den 
Zinsverlust der Staatskasse, laut dem Bund der Steuerzahler (BdST). Ob die Höhe des Säumniszuschlags, 
insbesondere während der Niedrigzinsphase, allerdings angemessen waren und noch sind, war zuletzt 
strittig. Der Bundesfinanzhof hat in mehreren Verfahren Zweifel geäußert, ob der gesetzlich festgelegte 
Zinssatz von eben jenem einen Prozent pro Monat verfassungsgemäß ist. Mit dem Beschluss vom 21. März 
2025 hat das Gericht diese Bedenken jedoch zerstreut. 
Spätestens vor dem Hintergrund des Zinsniveaus im Februar 2022 ist auch die Höhe der Säumniszuschläge 
den Richtern zufolge nicht zu beanstanden, die Verfassungsmäßigkeit sei daher gegeben. Für Zeiträume vor 
März 2022 bleibt die Frage der Verfassungsmäßigkeit laut BdST jedoch weiterhin offen. Steuerzahlende, 
denen für diesen Zeitraum Säumniszuschläge berechnet wurden, sollten daher prüfen, ob gegen die 
entsprechenden Bescheide noch Rechtsmittel eingelegt werden können. Das geht in der Regel dann, wenn 
diese noch nicht bestandskräftig geworden sind, was automatisch einen Monat nach der Bekanntgabe der 
Fall ist. 
Quelle: Bundesfinanzhof, Bund der Steuerzahler, Ihre Vorsorge, Deutsche Rentenversicherung 
 

Fondgebundene Riester-Rentenversicherung/Vereinbarter Rentenfaktor 
Urteil: Landgericht (LG) Berlin v. 30. April 2025 (Az.: 4 O 177/23) 
(gekürzt) Das Landgericht hat entschieden: Die Allianz Lebensversicherung darf den in der Privaten 
Rentenversicherung vertraglich zugesicherten Rentenfaktor nicht einseitig zum Nachteil ihrer Kunden 
herabsetzen. Es ging um eine fondgebundene Riester-Rentenversicherung, bei der von der Allianz der 
ursprünglich vereinbarte Rentenfaktor von 41,05 Euro pro 10.000 Euro Vertragsguthaben im Nachhinein 
deutlich gesenkt wurde. Diese Kürzungspraxis und die zugrunde liegende Klausel wurde durch das Urteil für 
unwirksam erklärt. 
In seiner Begründung folgt das LG Berlin ausdrücklich dem Urteil des Oberlandesgerichts (OLG) Stuttgart 
vom 30. Januar 2025 (Az.: 2 U 143/23). Schon dort hat das Gericht entschieden, dass Versicherer den 
Rentenfaktor nicht einseitig senken dürfen, wenn es an einer verpflichtenden Rückanpassung bei 
verbesserten Bedingungen fehle. Ein weiterer Kritikpunkt war, dass betroffenen Verbrauchern keine 
realistische Möglichkeit zur Kompensation durch Zahlungen eingeräumt werde. 
Quellen: Urteile LG Berlin und OLG Stuttgart 
 

Deutsche Rentenversicherung warnt 
Die DRV berichtet von einer neuen, bundesweiten Betrugsmasche. Kriminelle geben sich als Mitarbeiter der 
DRV aus und bieten an bei drohender Rentenpfändung zu vermitteln. Es wird behauptet, dass den 
Angerufenen durch ein vor Jahren abgeschlossenes Lotto-Abo mehrere tausend Euro Schulden entstanden 
seien. Ein Tonbandmitschnitt untermauere den Abschluss. Um eine Pfändung abzuwehren, würde man mit 
der Anwaltskanzlei der Gegenpartei einen Vergleich abschließen. Um das zu erreichen, müsse man einen 
Teilbetrag der angeblich offenen Forderung sofort überweisen. 
Betroffenen rät die DRV sich nicht verunsichern zu lassen, das Gespräch abzubrechen, kein Geld, wohin 
auch immer, zu überweisen und die örtliche Polizei zu informieren. 
Wer sich weiterhin unsicher fühlt, ob an der Geschichte etwas Wahres sein könnte, kann über Hotline der 
DRV 0800 1000 4800 mehr erfahren. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Verbraucher verzichten wegen steigender Kosten auf ihr Recht 
(v. 2.6.2025, gekürzt) Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) weist darauf 
hin, dass die Rechtsanwalts- und Gerichtsgebühren ab Juni gestiegen sind. Mit Inkrafttreten des Kosten- und 
Betreuervergütungsrechtsänderungsgesetzes 2025 werden juristische Streitigkeiten in Deutschland 
erheblich teurer. Durch die Inflation stiegen diese um etwa ein Fünftel, Rechtsstreitigkeiten schlagen 
teilweise mit 43 Prozent zu Buche. 
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Tabelle Kostenübersicht: www.versicherungsjournal.de/versicherungen-und-finanzen/ > Verbraucher 
verzichten wegen steigender Kosten auf ihr Recht < 
Quelle: Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. 
 

Rentenanpassung ab 1. Juli 2025 
Rentnerinnen und Rentner bekommen ab 1. Juli laut Beschluss des Bundeskabinetts vom 30. April 
bundesweit 3,74 Prozent mehr Rente. Der Rentenwert erhöht sich dadurch von 39,32 Euro auf 40,79 Euro, 
laut Deutsche Rentenversicherung (DRV). 
Wichtig für viel Rentnerinnen und Rentner: Die Erhöhung für Juli wird erstmals Ende Juli auf dem Konto 
gutgeschrieben, jedoch nur bei denjenigen, die ab April 2004 oder später in Rente gegangen sind. Bezieher 
von Renten vor dem Stichtag erhalten die Auszahlung wie gewohnt bereits Ende Juni. 
Voraussichtlich zwischen dem 14. und 23. Juli 2025 informiert der Service der Deutschen Post AG konkret 
über den Auszahlungszeitpunkt. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


